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A. Bericht des Abgeordneten Müser 


Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Handelsge- 
setzbuches und der Reichsabgabenordnung ist in der 
158. Sitzung des Deutschen Bundestages am 22. Ja- 
nuar 1965 dem Wirtschaftsausschuß federführend 
und dem Finanzausschuß mitberatend überwiesen 
worden. 

Die Ausschüsse billigen die Ziele des Gesetzent- 
wurfs. Sie halten es in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung für erforderlich, daß die Vorschrif- 
ten des Handelsgesetzbuches über Handelsbücher 
und die Aufbewahrungsvorschriften der Reichsabga- 
benordnung den heutigen Verhältnissen und Bedürf- 
nissen angepaßt werden und daß dabei durch 
flexible Regelungen der weiteren Entwicklung an- 
gemessener Spielraum gelassen wird. Die Aus- 
schüsse begrüßen es vor allem, daß der Wirtschaft 
durch die Vorschriften des Entwurfs über die han- 
dels- und steuerrechtliche Pflicht zur Aufbewahrung 
von Unterlagen (insbesondere die Zulassung der 
Aufbewahrung von im Mikrofilmverfahren herge- 
stellten verkleinerten Wiedergaben), über die Auf- 
stellung des jährlichen Inventars und über die Zu- 
lassung bestimmter Bewertungsmethoden die Ratio- 
nalisierung des Buchführungswesens erleichtert 
wird. 

Die Ausschüsse haben den einzelnen Vorschriften 
des Entwurfs im wesentlichen unverändert nach der 
Regierungsvorlage zugestimmt. Erörterungen von 
besonderer Bedeutung fanden zu folgenden Punkten 
statt: 

1. Die Vorschriften des Entwurfs über die Aufstel- 
lung des jährlichen Inventars gehen davon aus, 


daß der Kaufmann grundsätzlich die am Bilanz- 
stichtag vorhandenen Vermögensgegenstände 
durch eine körperliche Bestandsaufnahme fest- 
zustellen hat. Auch soweit der Entwurf eine kör- 
perliche Bestandsaufnahme auf den Bilanzstich- 
tag nicht mehr fordert, ist nach dem Entwurf 
oder nach den durch den Entwurf für maßgebend 
erklärten Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch- 
führung in gewissen zeitlichen Abständen eine 
körperliche Bestandsaufnahme erforderlich. Der 
Wirtschaftsausschuß ist der Auffassung, daß im 
Hinblick darauf dem Begriff der körperlichen Be- 
standsaufnahme und seiner Handhabung, insbe- 
sondere auch durch die Finanzverwaltung, be- 
sondere Bedeutung für die Verwirklichung der 
Ziele des Gesetzentwurfs zukommt. Er legt Wert 
auf die Feststellung, daß es dem Sinn der Neu- 
regelung nicht entsprechen würde, wenn an die 
Art und Weise der Vornahme einer körperlichen 
Bestandsaufnahme zu strenge Anforderungen ge- 
stellt würden. Nach seiner Auffassung sollte als 
eine ordnungsmäßige körperliche Bestandsauf- 
nahme nicht nur das Zählen, Wiegen und Mes- 
sen der einzelnen Vermögensgegenstände, son- 
dern auch jedes andere Verfahren anerkannt 
werden, daß auf Grund einer Inaugenschein- 
nahme eine einwandfreie Feststellung des tat- 
sächlich vorhandenen Bestandes gewährleistet. 
Bei geringwertigen Gegenständen sollte eine 
Überprüfung des Bestandes durch Stichproben 
ausreichen, wie überhaupt bei den Anforderun- 
gen an die körperliche Bestandsaufnahme der 
Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit von Ar- 
beitsaufwand und Genauigkeitserfolg beachtet 
werden sollte. 
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2. Der Wirtschaftsausschuß hat sich der Anregung 
des Finanzausschusses nicht angeschlossen, ent- 
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates § 39 
Abs. 3 HGB in der Fassung des § 1 Nr. 2 des Ent- 
wurfs durch die Vorschrift zu ergänzen, daß das 
Vorratsvermögen mindestens einmal jährlich 
durch eine körperliche Bestandsaufnahme festzu- 
stellen ist. Der Wirtschaftsausschuß hat sich bei 
der Ablehnung dieses Vorschlags von folgenden 
Erwägungen leiten lassen. 

Bei der sogenannten permanenten Inventur, die 
durch die Neufassung des § 39 Abs. 3 HGB erst- 
mals gesetzlich anerkannt wird, wird es schon 
bisher als Grundsatz ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung angesehen, daß der Bestand an Gegenstän- 
den des Vorratsvermögens, der auf den Bilanz- 
Stichtag nach diesem Inventurverfahren nicht 
körperlich festgestellt zu werden braucht, in der 
Regel mindestens einmal im Laufe des Geschäfts- 
jahres durch eine körperliche Bestandsaufnahme 
nachgeprüft werden muß. Da § 39 Abs. 3 HGB in 
der Fassung des Entwurfs ausdrücklich die An- 
wendung eines den Grundsätzen ordnungsmäßi- 
ger Buchführung entsprechenden Verfahrens ver- 
langt, kann es nach Auffassung des Wirtschafts- 
ausschusses nicht zweifelhaft sein, daß damit 
u. a. auch der erwähnte Grundsatz über die 
regelmäßig mindestens einmal jährlich erforder- 
liche körperliche Bestandsaufnahme des Vorrats- 
vermögens weiterhin maßgebend bleibt, ohne 
daß es der vom Bundesrat und vom Finanzaus- 
schuß vorgeschlagenen ausdrücklichen Vorschrift 
bedürfte. Das ergibt sich auch aus der Neufas- 
sung des § 39 Abs. 3 HGB. Sie befreit nur von 
der körperlichen Bestandsaufnahme „auf diesen 
Zeitpunkt", d. h. auf den Schluß des Geschäfts- 
jahres und bringt damit zum Ausdruck, daß eine 
körperliche Bestandsaufnahme auf einen ande- 
ren Zeitpunkt erforderlich bleibt. 

Ausschlaggebend dafür, daß der Wirtschaftsaus- 
schuß dem Ergänzungsvorschlag nicht gefolgt ist, 
war jedoch, daß es unzweckmäßig erschien, han- 
delsrechtlich durch eine starre Vorschrift die 
jährliche körperliche Bestandsaufnahme zu for- 
dern, während steuerrechtlich nach § 160 Abs. 2 
Satz 2, § 161 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
den Steuerpflichtigen im Einzelfall Erleichterun- 
gen gewährt werden können und schon heute für 
bestimmte Branchen gewährt sind. Eine solche 
unterschiedliche handelsrechtliche und steuer- 
rechtliche Regelung würde entweder dazu füh- 
ren, daß steuerrechtlich ein handelsrechtlich un- 
zulässiges Verhalten erlaubt oder die steuer- 
rechtlich schon bisher für notwendig gehaltenen 
Ausnahmen künftig nicht mehr zugestanden wer- 
den könnten. Beides wäre unerwünscht. Entspre- 
chend der Regierungsvorlage ist es daher vorzu- 
ziehen, daß die Bestimmung der zeitlichen Ab- 
stände, in denen bei der permanenten Inventur 
eine körperliche Bestandsaufnahme stattfinden 
muß, auch beim Vorratsvermögen handelsrecht- 
lich wie bisher den Grundsätzen ordnungsmäßi- 
ger Buchführung überlassen bleibt. 

3. Nach der Regierungsvorlage sollen bei der Auf- 
stellung des Inventars und der Bilanz abwei- 


chend von dem Grundsatz der Einzelbewertung 
mehrere Vermögensgegenstände zu einer 
Gruppe nicht nur dann zusammengefaßt werden 
dürfen, wenn sie annährend gleichwertig ;sind, 
sondern auch, wenn es sich um „mit einem Mit- 
telwert bewertbare gleichartige Vermögensge- 
genstände" handelt (§ 40 Abs. 4 Nr. 1 HGB in 
der Fassung des § 1 Nr. 3 des Entwurfs). Der 
Wirtschaftsausschuß schlägt einer Anregung des 
Finanzausschusses folgend vor, die angeführte 
Stelle der Regierungsvorlage durch folgende 
Wendung zu ersetzen: „solche gleichartigen Ver- 
mögensgegenstände, bei denen nach der Art des 
Bestandes oder auf Grund (sonstiger Umstände 
ein Durchschnittswert bekannt ist,". Die Fassung 
der Regierungsvorlage könnte mißverstanden 
werden. Wenn man sie wörtlich nehmen wollte, 
würde sie eine Gruppenbewertung von gleich- 
artigen Vermögensgegenständen so gut wie im- 
mer gestatten. Ein Mittelwert wird sich, zumin- 
dest durch entsprechende Berechnungen, stets 
feststellen lassen. Insofern sind gleichartige Ver- 
mögensstände immer mit einem Mittelwert „be- 
wertbar". Auch der Regierungsvorlage lag je- 
doch nur die Absicht zugrunde, die Gruppen- 
bewertung gleichartiger Vermögensgegenstände 
in dem Umfange zuzulassen, in dem sie schon 
bisher von Wissenschaft und Rechtsprechung 
als den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh- 
rung entsprechend anerkannt worden ist. Bei 
gleichartigen Vermögensgegenständen, die nicht 
mehr als annähernd gleichwertig angesehen wer- 
den können, die aber andererseits die für eine 
Gruppenbewertung nach den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger Buchführung vorausgesetzten 
Grenzen in den Preisunterschieden der zu der 
Gruppe gehörenden Gegenstände nicht über- 
schreiten, ist dies nur der Fall, wenn der bei der 
Bewertung der Gruppe angesetzte Durchschnitts- 
wert ohne besondere Ermittlungen oder Berech- 
nungen ungefähr oder überschläglich nachge- 
prüft werden kann. Der Wirtschaftsausschuß 
glaubt, daß diese Grundlagen und Grenzen, die 
nach seiner mit den Absichten der Regierungs- 
vorlage übereinstimmenden Auffassung für die 
Zulässigkeit der Gruppenbewertung bestehen 
sollen, durch die von ihm vorgeschlagene Wen- 
dung deutlicher zum Ausdruck kommen. Er ist 
sich darüber klar, daß eine seinen Absichten 
entsprechende Auslegung erfordert, daß das 
Wort „bekannt" nicht zu eng aufgefaßt wird. Es 
muß genügen, daß bei der Bewertung der gleich- 
artigen Vermögensgegenstände ein ohne weite- 
res feststellbarer, auf der Hand liegender, nach 
den Erfahrungen der betreffenden Branche sach- 
gemäßer Durchschnittswert verwendet ist. 

4. Bei der Erörtung der Vorschriften der Regie- 
rungsvorlage, durch welche handelsrechtlich und 
steuerrechtlich zugelassen werden soll, daß der 
Großteil der aufbewahrungspflichtigen Unter- 
lagen künftig statt im Original in Form von 
verkleinerten Wiedergaben, insbesondere in 
Form von Mikrokopien, aufbewahrt werden darf, 
hat der Wirtschaftsausschuß erwogen, ob hier- 
durch alle Möglichkeiten ausgeschöpft sind, um 
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der Wirtschaft die Erleichterungen zu gewähren, 
die sie braucht, um des ständig weiter anwach- 
senden aufbewahrungspflichtigen Schriftguts 
Herr zu werden. Der Wirtschaftsausschuß hat 
sich insbesondere gefragt, ob nicht die bereits im 
Jahre 1959 verkürzten handelsrechtlichen und 
steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen noch- 
mals verkürzt werden könnten. Da diese Frage 
wegen der Bedeutung der Aufbewahrungsfristen 
für den handelsrechtlich wesentlichen Gläubiger- 
schutz und für die Bedürfnisse der Finanzverwal- 


tung, insbesondere im Zusammenhang mit den 
Betriebsprüfungen, noch näherer Untersuchung 
bedarf, hat der Wirtschaftsausschuß davon abge- 
sehen, die Regierungsvorlage zu ergänzen. Er 
hält jedoch eine weitere Abkürzung der Aufbe- 
wahrungsfristen im Interesse der Wirtschaft für 
dringend erwünscht und empfiehlt deshalb dem 
Deutschen Bundestag, die Bundesregierung um 
eine Prüfung dieser Frage im Rahmen der Über- 
legungen zur Reform der Reichsabgabenordnung 
zu bitten. 


Bonn, den 18. März 1965 


Müser 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2865 — mit 
der Maßgabe, daß in § 1 Nr. 3 § 40 Abs. 4 Nr. 1 
folgenden Wortlaut erhält: 

„1. annähernd gleichwertige oder solche gleich- 
artigen Vermögensgegenstände, bei denen 
nach der Art des Bestandes oder auf Grund 
-sonstiger Umstände ein Durchschnittswert be- 
kannt ist, zu einer Gruppe zusammengefaßt 
werden,", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Frage der handeis- und steuerrechtlichen 
Aufbewahrungsfristen im Zusammenhang mit 
der Reform der Reichsabgabenordnung zu prü- 
fen. Der Bundestag hält eine Verkürzung dieser 
Fristen im Interesse der Wirtschaft für dringend 
erwünscht. 


Bonn, den 18. März 1965 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Aschhoff Müser 

Vorsitzender Berichterstatter 
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